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Bremerhaven. Die SPD will größere Be-
triebe, die keine Lehrstellen anbieten, zur
Kasse bitten. Der Landesparteitag hat sich
am Sonnabend in Bremerhaven einstimmig
dafür ausgesprochen, einen sogenannten
Ausbildungsfonds einzurichten. Die Einzah-
lungen sollen unter anderem dafür verwen-
det werden, überbetriebliche Ausbildungs-
anstrengungen zu finanzieren. Die Sozialde-
mokraten gehen damit auf Konfrontations-
kurs zu den Wirtschaftsverbänden, die eine
solche Abgabe ausdrücklich ablehnen.

Alle Anstrengungen unternehmen
SPD-Landeschef Reinhold Wetjen warb vor
den rund 140 Delegierten nachdrücklich für
das Instrument. Zahlen der Arbeitnehmer-
kammer belegten den engen Zusammen-
hang zwischen Ausbildung und Chancen in
der Berufswelt. Während es unter Fachkräf-
ten eine Arbeitslosenquote von lediglich
fünf Prozent gebe, seien es bei Ungelernten
35 Prozent. Daraus folge, dass alle Anstren-
gungen unternommen werden müssten, je-
dem Schulabgänger eine Lehrstelle anzubie-
ten. Unternehmen, die sich dieser Aufgabe
entziehen, müssten entsprechend sanktio-
niert werden, forderte auch Juso-Vorsitzen-
der Sebastian Schmugler: „Es muss einen
Ausgleich geben zwischen Unternehmen, die
völlig verantwortungslos keine Ausbildungs-
plätze bereitstellen, aber ständig nach qua-
lifiziertem Nachwuchs rufen, und Firmen,
die ihrer Verantwortung gerecht werden.“

Ukraine-Thema ständig präsent
Ständig präsent war auf dem Parteitag das
Thema Ukraine. Allerdings wurde es weni-
ger kontrovers diskutiert, als manche öffent-
liche Positionierung einzelner Akteure im
Vorfeld der Veranstaltung es hätte erwarten
lassen. Grundlage der Debatte war ein Reso-
lutionsentwurf aus den Reihen des Arbeits-
kreises „Frieden“. Die ursprüngliche Fassung
enthielt eine Absage zur Lieferung schwerer
Waffen an die Ukraine und ein Nein zur deut-
lichen Erhöhung des Wehretats.

Diese Passagen wurden vor dem Parteitag
entschärft. In der Resolution wird die russi-
sche Aggression gegen die Ukraine nun
scharf verurteilt, zugleich aber zu maßvol-
len Reaktionen gemahnt. Es dürfe nicht zu
einer Ausweitung des Krieges über die Ukra-
ine hinaus kommen.

In der Debatte über den Entwurf gab der
Europa-Abgeordnete Joachim Schuster den
Ton vor. Er warnte vor einer „konfrontativen
Aufrüstungslogik“ im Verhältnis des Wes-
tens zu Russland. Zwar müsse Deutschlands
Verteidigungsfähigkeit verbessert werden.
Das koste Geld. „Aber ich finde es schwierig,
bestimmte Beträge zu nennen“, sagte Schus-
ter. „Wer es mit 50 Milliarden nicht schafft,
warme Unterhosen für die Soldaten zu be-
schaffen, der wird es auch nicht mit 100 Mil-
liarden schaffen.“

Die Bundestagsabgeordnete Sarah Ryg-
lewski, parlamentarische Staatssekretärin
im Bundeskanzleramt, stellte fest: „Wir müs-
sen vermeintliche Gewissheiten neu disku-
tieren.“ Nach dem Ende der Blockkonfronta-

tion Anfang der Neunzigerjahre sei man da-
von ausgegangen, dass Grenzen in Europa
nie wieder gewaltsam verschoben werden.
Diese Gewissheit habe der russische Staats-
chef Wladimir Putin zerstört. Deutschland
stehe nun in der Pflicht, die Ukraine bei der
Verteidigung ihrer Grenzen zu unterstützen.
Allerdings müsse man jetzt schon überlegen,
wie es nach dem Krieg zu einer europäischen
Sicherheitsarchitektur kommen kann, die
Russland einbezieht.

Bürgermeister Andreas Bovenschulte sah
den SPD-Landesverband auf einer Linie mit
der Politik des Bundeskanzlers. Olaf Scholz
habe Deutschland im Ukraine-Konflikt mit
seiner abgewogenen und zugleich klaren
Haltung gegenüber Russland klug positio-
niert. „Bei uns darf niemand das Ruder in die
Hand bekommen, der mit Zocker-Mentalität
an Fragen von Krieg und Frieden herangeht“,
mahnte der Bürgermeister. Es gelte, der an-
gegriffenen Ukraine, so gut es geht, beizu-
stehen, aber zugleich keine Ausweitung des
Krieges zu provozieren.

An der Spitze des Landesverbandes steht
für weitere zwei Jahre Reinhold Wetjen. Bei
den Vorstandswahlen trat der 69-Jährige
ohne Gegenkandidat an und erhielt 124 Ja-
Stimmen, sieben Delegierte votierten mit
Nein. Das Ergebnis entsprach einer Zustim-
mungsquote von 91,8 Prozent.

Auf den Stellvertreterpositionen gab es
eine Neuerung: Für Sarah Ryglewski, die im
Vorfeld des Parteitags ihren Verzicht erklärt
hatte, rückte Anke Kozlowski nach. Die Kom-
munalpolitikerin vertritt die SPD im Beirat
Östliche Vorstadt. Sven Awiszus (Bremerha-
ven) wurde in seiner Funktion als Wetjen-
Vize bestätigt. Ein vergleichsweise schlech-
tes Ergebnis fuhr die neue Landesschatz-
meisterin Kirsten Löffelholz ein. Hinter-
grund waren Querelen im SPD-Unterbezirk
Bremen-Nord. Von dort war die langjährige
Schatzmeisterin Gisela Schwellach, die das
Defizit der Landespartei kontinuierlich ab-
gebaut hatte, nicht mehr nominiert worden.
Schwellach zog daraufhin ihre Kandidatur
zurück.

SPD: Wer nicht ausbildet, soll zahlen
Betriebe ohne Lehrstellen sollen Beiträge zu Fonds leisten – Wetjen als Landeschef wiedergewählt

von Jürgen Theiner

Programm für arbeitslose Frauen

Bremen. Frauen, die kürzlich ihre Arbeit ver-
loren haben und sich für die Arbeit in der
Kinderbetreuung interessieren, soll der
Quereinstieg als Erzieherin erleichtert wer-
den. Sie sollen erste Praxiserfahrungen di-
rekt als bezahlte Hilfskräfte in Kitas sam-
meln können. Diesen Plan hegen Wirt-
schafts- und Bildungsressort. „Pro Kita II“
heißt das neue Programm. Es ist Teil der In-
itiative „Perspektive Arbeit für Frauen“
(PAF). Mit PAF will die Wirtschaftssenatorin
zukunftsfähige Jobs für Frauen fördern, die
durch die Pandemie ihre Arbeit verloren ha-
ben. Wirtschafts- und Bildungsressort wol-
len mit „Pro Kita II“ gleichzeitig Krisenhilfe
leisten und dringend benötigte Fachkräfte
für die Kitas gewinnen.

900 Praxisstunden
Frauen, die Erzieherin werden wollen, ma-
chen bisher in der Regel eine zweijährige
vollschulische Ausbildung zur Sozialassis-
tenz oder zur Kinderpflegerin. Anschließend
absolvieren sie eine dreijährige Weiterbil-
dung zur Erzieherin. Bislang gilt für Quer-
einsteigerinnen, die zum Beispiel beim pari-
tätischen Bildungswerk eine Umschulung
zur Erzieherin machen wollen: Sie können
auf die Ausbildung zur Sozialassistenz ver-
zichten und direkt die Weiterbildung ma-
chen. Dafür müssen sie aber – neben einem
mittleren Schulabschluss und einer Berufs-
ausbildung – auch zum Beispiel 900 Stunden
praktische Erfahrung in der Arbeit mit Kin-
dern und Jugendlichen vorweisen.

Doch wie sammelt man diese 900 Praxis-
stunden, wenn man aus einem anderen be-
ruflichen Bereich kommt? Hier setzt das Pro-
gramm „Pro Kita II“ an. Frauen, die einen
mittleren Schulabschluss und eine Berufs-
ausbildung haben, können die 900 Stunden
direkt in einer Kita sammeln. Sie arbeiten
ein Jahr in Vollzeit oder ein halbes Jahr in
Teilzeit in der Kinderbetreuung mit. In die-
ser Praxisphase sollen sie als eine Art Hilfs-
kraft das Kita-Team im Alltag unterstützen,
zum Beispiel bei Bastel- und Spielangeboten,
bei Ausflügen und beim gemeinsamen Es-
sen.

Sechs Millionen Euro veranschlagt
Dabei werden sie bezahlt, ihr Gehalt zahlt
das Wirtschaftsressort. Vergütung wird die
Praxisphase laut Bildungsbehörde mit 2377
Euro brutto im Monat. Für „Pro Kita II“ sind
insgesamt sechs Millionen Euro aus dem Bre-
men-Fonds veranschlagt.

Im Anschluss an die 900-Stunden-Qualifi-
zierungsphase soll den Frauen eine berufs-
begleitende Weiterbildung zur Erzieherin er-
möglicht werden. Kitas, die Quereinsteige-
rinnen einstellen und anleiten, bekommen
vom Wirtschaftsressort das Gehalt für zwei
Wochenstunden zusätzlich.

Quereinstieg in Kitas
wird bezahlt

Für die Kitas wird händeringend Perso-
nal gesucht. FOTO: UWE ANSPACH/DPA
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Bremen. Aus Bremen kommt Geld, andere
Helfer kümmern sich persönlich. Die Bereit-
schaft soll in jedem Fall Flüchtlingen aus der
Ukraine zugutekommen, die zurzeit im klei-
nen Nachbarland der Ukraine, in Moldawien,
leben. Dass sich die Rotarier der Clubs Neu-
enlande und Bürgerpark finanziell dort en-
gagieren, liegt offenbar an ihren engen Ver-
bindungen in diesen Teil Osteuropas. 20.000
Euro hat der RC Bremen-Neuenlande für Op-
fer des Ukrainekrieges aufgebracht, unter-
stützt von RC Bremen-Bürgerpark. Kürzlich
gingen Lebensmittel, Hygieneartikel und
Matratzen an Geflüchtete im moldawischen
Ungehni, heißt es von Dirk Hansen vom Ro-
tary-Club Neuenlande. Vor Ort koordinieren
seinen Angaben nach die Partnerklubs Cluj-
Samvos (Rumänien) und die Organisation
Rotaract Chișinău (Moldawien) die Über-
gabe.

Frauen, Kinder und alte Menschen seien
dort großteils privat aufgenommen worden.
Ein Teil der Spenden wird laut Hansen aber
auch eingesetzt werden, „um die Not von Ge-
flüchteten zu lindern, die in unserer Stadt
untergekommen sind“.

Bremer für Ukrainer
in Moldawien aktiv

FIS

T iere streicheln, wie die beiden Esel Tilly und
Leandra war schwer angesagt beim Früh-

lingsfest am Sonnabend auf der Galopprenn-
bahn. Der Naturschutzbund Deutschland
(Nabu) hatte die Tiere eigens zu diesem Fest
mitgebracht. Neben den Naturschützern be-
teiligten sich auch andere Initiativen an den
Aktivitäten in Sebaldsbrück. Die dortige Ober-
schule präsentierte ihr Konzept der „Draußen-
schule“, während der Verein Kuckuck ein Pro-
gramm aus Musik, Yoga und Spielen anbot. Der
Landessportbund Bremen und das Quartiers-
zentrum Vahr hatten gemeinsam ein Fußball-
feld und eine Hüpfburg aufgebaut. Auch beim
Golf und Bogenschießen konnten die Kinder
und Jugendlichen ihre Treffsicherheit bewei-
sen. „Mit dem Frühlingsfest wollen wir es allen
Interessierten ermöglichen zu sehen, was es
schon für Projekte auf der Galopprennbahn
gibt“, sagt Julian Essig von der Zwischenzeit-
zentrale, die im Auftrag der Stadt die Zwi-
schennutzung organisiert. Noch ist nicht ent-
schieden, wie die Galopprennbahn im Heme-
linger Ortsteil Sebaldsbrück mal aussehen
wird. Initiativen und Vereine nutzen in der Zwi-
schenzeit das Gelände und hatten auch das
Fest organisiert.

Streichelzoo
auf der
Rennbahn
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Beim Landespartei-
tag der SPD Bremen
in Bremerhaven stan-
den unter anderem
Vorstandswahlen auf
der Tagesordnung.
Der alte und neue
SPD-Landesvorsit-
zende Reinhold Wet-
jen (rechts) setzt sich
für eine Ausbildungs-
umlage ein, die für
bestimmte Betriebe
fällig wird.
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